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Integrationspolitik  
			   in Dänemark

John Klausen, Trine Schultz

›› Die Einwanderung nach Dänemark wurde wie in 
anderen westeuropäischen Ländern lange von Gast­
arbeitern und deren Familiennachzug geprägt. Heute 
beträgt der Anteil an Einwanderern und deren Nach­
fahren etwa 13 Prozent. 

›› Ziel der Integrationspolitik Dänemarks ist es, einge­
wanderte Ausländer darin zu bestärken, berufstä­
tige und teilnehmende Bürger zu werden. Im Fokus 
steht dabei die Fähigkeit, den Lebensunterhalt selbst 
bestreiten zu können. 

›› Für Einwanderer von außerhalb der EU wird auf 
kommunaler Ebene ein individuelles und verbindliches 

Integrationsprogramm vereinbart und in einem Inte­
grationsvertrag festgehalten. 

›› Integration soll durch klare finanzielle Anreize geför­
dert werden. Erfolgsprämien werden an Kommunen 
und Unternehmen bei schneller Integration in Ausbil­
dung und Arbeit gezahlt. 

›› Das dänische Staatsangehörigkeitsrecht zählt zu den 
strengsten in Europa. Über die Verleihung der Staats­
ange-hörigkeit wird im Parlament entschieden.

›› Der Kampf gegen Parallelgesellschaften ist 2018 an 
die Spitze der integrationspolitischen Agenda gerückt.
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1. Einleitung

Die Einwanderung nach Dänemark war im Laufe der Zeit von verschiedenen Tendenzen 
geprägt, unter anderem davon, von wo aus die Einwanderung erfolgte und welche Ursachen 
dafür ausschlaggebend waren. Diese Sachverhalte waren auch für die Frage der Integration 
der nach Dänemark eingewanderten Menschen von Bedeutung.

Im Umgang mit dem Thema Einwanderung muss man sich die unterschiedlichen Definitio­
nen, mit denen in Dänemark operiert wird, näher ansehen. Das Dänische Amt für Statistik 
(Danmarks Statistik) teilt die dänische Bevölkerung in folgende drei Kategorien auf: Perso­
nen dänischer Herkunft, Einwanderer und die Nachkommen von Einwanderern. Die letzten 
beiden Kategorien sind zudem danach aufgeteilt, ob diese Personen aus westlichen oder 
aus nicht-westlichen Ländern stammen. Einwanderer aus westlichen Ländern stellten bis 
1990 den größten Teil der Einwanderung nach Dänemark dar, die nicht-westliche Einwan­
derung hat jedoch in den nachfolgenden Jahren zugenommen und stellt heute die größte 
Einwanderungsgruppe dar – hierauf wird später noch eingegangen.1

Schaut man sich die Einwanderung nach Dänemark in der jüngeren Vergangenheit an, 
so markieren die 1960er Jahre den Beginn einer nach Nord- und Westeuropa gerichteten 
Einwanderungsbewegung. Bei den Einwanderern handelte es sich in erster Linie um Gastar­
beiter zur Deckung des Bedarfs an Arbeitskräften in Dänemark. Diese Einwanderer kamen 
u. a. aus Südeuropa, aus der Türkei und aus Pakistan. Die Ölkrise 1973 führte in den euro­
päischen Ländern zu einer restriktiveren Einwanderungsgesetzgebung; allerdings setzte sich 
die Einwanderung in Form von Familienzusammenführungen fort auf die später die Ein­
wanderung von Asylsuchenden folgte. So war in den vergangenen Jahren ein Zustrom von 
Asylsuchenden aus Afghanistan, aus dem Irak und aus Syrien zu verzeichnen – nicht nur in 
Dänemark, sondern in ganz Europa.2

Der Anstieg des Anteils an Einwanderern und deren Nachkommen an der dänischen Bevöl­
kerung – insbesondere aus nicht-westlichen Ländern – hat zu einem stärkeren Bewusstsein 
und zu einer öffentlichen Debatte über die Integration in die dänische Gesellschaft geführt. 
Der Integrationsbegriff eröffnet hier vielfältige Perspektiven und kann aus verschiedensten 
Blickwinkeln betrachtet werden, so z. B. soziologischen, politologischen oder sozio-ökonomi­
schen. Eine eingehende Analyse oder Diskussion des Integrationsbegriffs und dessen Kom­
plexität zu liefern ist aber nicht Aufgabe dieses Papiers. Ebenso wenig soll diskutiert werden, 
ob der in Dänemark eingeschlagene Weg zweckmäßig und effizient ist. Das Ziel dieses Arti­
kels liegt in der Darstellung der Einwanderungssituation in Dänemark aus statistischer Sicht 
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und der Schilderung der konkreten Maßnahmen, die insbesondere aus der Gesetzgebung 
zur Integration von Ausländern in Dänemark hervorgehen. 

Im Folgenden wird zunächst näher auf die Entwicklung der Einwanderung nach Dänemark 
in der jüngsten Vergangenheit eingegangen, sowie darauf, was die Gruppe der Einwanderer 
und deren Nachkommen unter Berücksichtigung von Aufenthaltsgrundlage, Beschäftigungs-, 
Ausbildungs- und Versorgungssituation kennzeichnet. Ferner wird der Prozess zur Unterbrin­
gung von Asylsuchenden dargestellt. Anschließend wird die Frage nach der Integrationspolitik 
in Dänemark behandelt, darunter insbesondere im Hinblick auf neu eingetroffene Flüchtlinge 
und Einwanderer. In diesem Zusammenhang werden kurz die integrationspolitischen Ziele 
und konkreten Instrumente sowie die Finanzierung dieses Bereichs beschrieben. Darüber 
hinaus werden die Bedingungen für den Erwerb der dänischen Staatsangehörigkeit erklärt. 
Schließlich wird näher auf aktuelle Schwerpunkte und Perspektiven der dänischen Integra­
tionspolitik eingegangen, wobei insbesondere Maßnahmen gegen Brennpunktbezirke und 
Parallelgesellschaften im Zentrum stehen.

2. Einwanderung nach Dänemark: Ein kurzer Überblick

Zum 1. Januar 2018 lebten insgesamt 770.397 Einwanderer und Nachkommen von Einwande­
rern in Dänemark. Davon waren 493.468 nicht-westlicher Herkunft. Insgesamt stellten Einwan­
derer und deren Nachkommen 13,3 Prozent einer Gesamtbevölkerung von 5,8 Millionen. Der 
Begriff „Einwanderer“ bezeichnet Personen, die außerhalb Dänemarks geboren sind und kein 
Elternteil mit dänischer Staatsangehörigkeit haben. Die sogenannten Nachkommen sind in 
Dänemark geboren, haben aber auch keinen Elternteil mit dänischer Staatsangehörigkeit. Zum 
1. Januar 2018 waren somit 10,2 Prozent der gesamten dänischen Bevölkerung Einwanderer 
und 3,1 Prozent Nachkommen von Einwanderer.3 Insbesondere der Anteil der Einwanderer 
aus nicht-westlichen Ländern hat zugenommen.

Graphik 1: Einwanderer nach Herkunft

Quelle: Dänisches Amt für Statistik /Danmarks Statistik/, www.statistikbanken.dk, FOLK2   
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3. Aufenthaltsgrundlage

Ausländische Staatsangehörige, die weder eine skandinavische noch eine EU/EWR4-Staatsan­
gehörigkeit besitzen, bedürfen einer Aufenthaltserlaubnis, um nach Dänemark einwandern 
zu können. Die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen an eingewanderte Ausländer hat sich 
seit der Jahrtausendwende bis heute wesentlich verändert. Hierbei ist der Anteil an Aufent­
haltserlaubnissen für Familienzusammenführung und Asyl zurückgegangen, während der 
Anteil für Arbeit und Studium zugenommen hat.

Im Jahr 2000 stellten Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis aufgrund von Asyl und Fami­
lienzusammenführung 50 Prozent der 24.726 im Ausland geborenen Eingewanderten dar, 
während 39 Prozent eine Aufenthaltserlaubnis auf Grundlage von Arbeit oder Ausbildung 
hatten. Bis zum Jahr 2017 hat sich die Gewichtung erheblich verlagert: 69 Prozent wander­
ten ein, um zu arbeiten oder zu studieren, während 13 Prozent der 61.074 Eingewanderten 
entweder Asyl bekamen oder über Familiennachzug ins Land kamen. 

Graphik 2: Einwanderung nach Aufenthaltsgrundlage 2000-2017

Quelle: Dänisches Amt für Statistik /Danmarks Statistik/, www.statistikbanken.dk, VAN8A

3.1 Unterbringung von Asylsuchenden
Die zentrale dänische Ausländerverwaltung (Udlændingestyrelsen) sorgt in Zusammenarbeit 
mit den Unterbringungsbeauftragten für die Unterbringung von Asylsuchenden u. a., bis die 
Betreffenden entweder eine Aufenthaltserlaubnis erhalten oder aus dem Land ausreisen. 
Asylsuchende werden zunächst in einer Aufnahmeeinrichtung untergebracht, wo ihr Vorgang 
erfasst und das einleitende Verfahren aufgenommen wird. Während des Aufenthalts in der 
Aufnahmeeinrichtung wird den Asylsuchenden ferner eine einleitende ärztliche Eingangs­
untersuchung angeboten. Danach werden die meisten von ihnen in einer Wohneinrichtung 
untergebracht, bis eine endgültige Entscheidung in ihrer Sache getroffen wurde. Unter 
bestimmten Bedingungen können Asylsuchende jedoch auch außerhalb dieser Einrichtungen 
wohnen. Die Asylsuchenden schließen einen Vertrag über die Teilnahme an Integrationsak­
tivitäten und -kursen ab, denen unter anderem die Übernahme verbindlicher Aufgaben in 
Zusammenhang mit dem Tagesbetrieb der jeweiligen Unterkunft zählt. Die Auszahlung finan­
zieller Mittel ist teilweise von der Erfüllung des abgeschlossenen Vertrages durch den jeweili­
gen Asylsuchenden abhängig. Asylsuchende können nach sechsmonatigem Aufenthalt und bei 
Einhaltung einer Reihe von Bedingungen eine entlohnte Tätigkeit aufnehmen. Asylsuchende, 
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deren Antrag endgültig abgelehnt wurde und die ausreisen müssen, können in eine Ausreise- 
oder  Rückführeinrichtung überführt werden. Letztere wurden im Jahr 2018 neu eingeführt.5

Tabelle 1: Anzahl an Unterbringungen (Zahlen zum Jahresende):

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017

1.832 3.121 4.450 4.289 6.039 5.365 10.764 17.145 9.365 5.278

Quelle: Ausländerverwaltung - Zahlen und Fakten aus dem Ausländerbereich.

4. Die Einwanderer in Dänemark

Wie sich die nach Dänemark eingewanderten Menschen und deren Kinder in die Gesell­
schaft integrieren, drückt sich am Grad ihrer Eingliederung in Arbeitsmarkt und Ausbildung 
sowie an ihrem Bedarf an staatlichen Versorgungsleistungen aus. 

4.1 Beschäftigung als Arbeitnehmer
Der Anteil an beschäftigten Arbeitnehmern hat seit der Finanzkrise einen Anstieg verzeich­
net. Die Zunahme war am höchsten bei Männern nicht-westlicher Herkunft. Der Anteil der 
Beschäftigten in dieser Gruppe liegt heute wieder auf dem Niveau des 2. Quartals 2008.

Graphik 3: Arbeitnehmer zwischen 18–64 Jahren, verteilt nach Geschlecht und Herkunft: 
2008–2018, in Prozent

Quelle: Das nationale Integrationsbarometer, www.integrationsbarometer.dk

Unter Personen mit nicht-westlicher Herkunft stellen weibliche Nachkommen den höchsten 
Anteil an beschäftigten Arbeitnehmern, während sich der niedrigste Anteil an Beschäftigten 
unter den eingewanderten Migrantinnen findet.
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Graphik 4: Eingewanderte Arbeitnehmer nicht-westlicher Herkunft zwischen 18–64, verteilt 
nach Geschlecht, 2008–2018, in Prozent

Quelle: Das nationale Integrationsbarometer, www.integrationsbarometer.dk

Die Einbindung von Einwanderern und deren Nachkommen in den Arbeitsmarkt weicht mit 
Hinblick auf die einzelnen Wirtschaftszweige im Vergleich zu Personen dänischer Herkunft ab.6 
So arbeiteten 2016 im Wirtschaftszweig der Immobiliendienstleistungen, Reinigungs- und Gar­
tenbauarbeiten 23 Tausend Einwanderer. Der Anteil mit Migrationshintergrund lag in diesem 
Wirtschaftszweig bei 34,2 Prozent und ist der höchste Anteil an beschäftigten Einwanderern 
innerhalb der Branchen mit mehr als 10.000 Beschäftigten. Im Jahr 2016 ist auch eine starke 
Überrepräsentation von Einwanderern in Schlachtbetrieben, dem Hotel- und Gaststättenge­
werbe sowie dem Transportwesen (Nahverkehrszüge, Busse und Taxis usw.) zu beobachten, 
wo mehr als 25 Prozent der Beschäftigten einen Migrationshintergrund haben.

Obwohl die Gesamtbeschäftigung in Schlachtbetrieben seit 2012 um 6,1 Prozent zurückge­
gangen ist, hat die Beschäftigung von Migranten in diesem Wirtschaftszweig um 17,6 Pro­
zent zugenommen. Die gleiche Tendenz ist im Wirtschaftszweig der „Post- und Kurier­
dienste“ zu beobachten, wo die Gesamtbeschäftigung um 12,6 Prozent zurückgegangen ist, 
während die Beschäftigung von Migranten um 17,5 Prozent zugenommen hat. Die Entwick­
lung spiegelt wider, dass diese Wirtschaftszweige, obwohl sie bei der Gesamtbeschäftigung 
ein negatives Wachstum aufweisen, in zunehmendem Maße die Arbeitskraft von Migranten 
in Anspruch nehmen – trotz eines Rückgangs der Gesamtbeschäftigung. Es gibt somit Wirt­
schaftszweige, in denen die Beschäftigung von Personen dänischer Herkunft rückläufig ist 
und die Beschäftigung in zunehmendem  Maße auf Migranten übergeht.

4.2 Ausbildung
Unter den 30-jährigen Nachkommen nicht-westlicher Einwanderer hatten 49 Prozent der 
Männer und 70 Prozent der Frauen bis 2017 eine berufsqualifizierende Ausbildung abge­
schlossen. Der entsprechende Anteil unter den 30-Jährigen dänischer Herkunft beträgt hier 
jeweils 73 und 81 Prozent.7 Die Geschlechtsunterschiede im Bereich der Ausbildung sind 
somit unter den nicht-westlichen Nachkommen größer als unter den Einheimischen. Auch 
haben mehr Jugendliche dänischer Herkunft eine Ausbildung begonnen als junge Einwan­
derer. Unter den 20-29-jährigen Männern dänischer Herkunft befinden sich 38 Prozent in 
einer Ausbildung, während der entsprechende Anteil unter den westlichen Einwanderer bei 
25 Prozent und unter den nicht-westlichen Einwanderern bei 20 Prozent liegt. 
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1999 erfolgte die 
erste Gesamtregulie­

rung der Integrations­
maßnahmen.

Nicht-westliche Ein­
wanderer unter Sozi­

alhilfeempfängern 
überrepräsentiert.

Jungen und Mädchen dänischer Herkunft erzielen bei den verbindlichen Abschlussprüfun­
gen an der Folkeskole (Abschlussprüfungen der Primar- und Sekundarstufe I) auch bes­
sere Noten als Einwanderer und deren Nachkommen. Ausgehend von den Noten in den 
fünf Schuljahren von 2012 bis 2016 liegt der Notendurchschnitt von Jungen und Mädchen 
dänischer Herkunft bei 6,7 bzw. 7,4. Die entsprechenden Niveaus bei den nicht-westlichen 
Nachkommen liegen bei 5,3 bzw. 5,9.8

4.3 Staatliche Versorgung
Während die nicht-westlichen Einwanderer 8 Prozent der gesamten 16–64-jährigen Bevöl­
kerung bilden, lag ihr Anteil bei der staatlichen Versorgung bei den 16–64-Jährigen im Jahr 
2016 bei 11 Prozent. Ihre Überrepräsentation ist besonders stark unter Sozialhilfeempfän­
gern ausgeprägt, von denen 21 Prozent nicht-westliche Einwanderer sind.9 Die Sozialhilfe 
ist eine durch Bedürftigkeit bedingte Versorgungsleistung und stellt das unterste soziale 
Sicherheitsnetz dar.

Bei den nicht-westlichen Einwanderern nimmt der Anteil mit staatlicher Versorgung mit 
zunehmendem Alter sehr stark zu. Bei den 30–34-Jährigen beträgt der Anteil 34 Prozent, 
während es unter den 55-59-Jährigen 61 Prozent der nicht-westlichen Einwanderer sind, 
die staatliche Versorgungsleistungen beziehen. Bei Personen dänischer Herkunft liegen 
die entsprechenden Anteile für die beiden Gruppen jeweils bei 27 Prozent unter den 
30–34-Jährigen und bei 24 Prozent unter den 55–-59-Jährigen.

Sowohl bei den Männern als auch bei den Frauen sind es die Einwanderer aus Syrien, Soma­
lia, aus dem Libanon und aus dem Irak, die die höchsten Anteile mit staatlicher Versorgung 
aufweisen. Bei den Frauen beziehen sieben von zehn Frauen aus Syrien, Somalia, dem Liba­
non und dem Irak staatliche Versorgungsleistungen.

5. Ein Überblick über die dänische Integrationspolitik

Wechselnde Regierungen haben sich im Laufe der Zeit mit Integrationsmaßnahmen in Däne­
mark befasst und unterschiedliche Maßnahmen festgelegt – jeweils abhängig von den aktu­
ellen Einwanderungsproblemen und der sich daraus ergebenden Integrationsproblematik. 
1999 erfolgte in Dänemark erstmalig eine Gesamtregulierung der Integrationsmaßnahmen. 
In der Folgezeit erfuhren der betroffene Personenkreis, das Leistungssystem und der Inhalt 
der Integrationsmaßnahmen jedoch mehrfach Änderungen.

Der übergeordnete Zweck der Integrationsmaßnahmen war dabei stets derselbe. Das 
heißt, dass diese Maßnahmen stets gewährleisten sollten, „dass neu eingetroffene Auslän­
der die Möglichkeit erhalten, ihre Fähigkeiten und Ressourcen dahingehend zu nutzen, im 
Einklang mit den grundlegenden Werten und Normen der dänischen Gesellschaft teilneh­
mende, berufstätige und leistungsfähige Bürger zu werden, die den anderen Bürgern der 
Gesellschaft gleichgestellt sind.“10 Die Integrationsmaßnahmen sollten von der Eigenver­
antwortung des einzelnen Ausländers für dessen eigene Integration ausgehen und dazu 
beitragen, dass jeder Ausländer durch eine Beschäftigung so schnell wie möglich seinen 
eigenen Lebensunterhalt bestreiten kann. Die Integrationsmaßnahmen sollen ferner dazu 
beitragen, dass jedem Ausländer die Möglichkeit zur Teilnahme am politischen, wirtschaft­
lichen, beruflichen, sozialen, religiösen und kulturellen Leben der Gesellschaft ermöglicht 
und jedem ein Verständnis für die grundlegenden Werte und Normen der dänischen 
Gesellschaft nahegebracht wird.
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Laut Angaben der derzeitigen Regierung in Dänemark soll die Integrationspolitik widerspiegeln, 
dass „Dänemark eine Gesellschaft ist, in der Einwanderung einen positiven Beitrag liefern soll, 
in der allen mit Respekt und Erwartungen begegnet wird, in der Anforderungen an alle gestellt 
werden, die gern nach Dänemark kommen möchten, und in der Neuankömmlinge mit eindeu­
tigen Rechten und Pflichten konfrontiert werden, die sich ergeben, wenn man Bestandteil der 
dänischen Gesellschaft werden möchte.“11

Die Regierung hat in diesem Zusammenhang sieben übergeordnete Ziele für ihre Integrations­
politik vorgelegt:

›› Bessere Steuerung der Integrationsmaßnahmen und effektivere Ausnutzung der finan­
ziellen Mittel für Integration.

›› Steuerung der Aufnahme von neu eingetroffenen Ausländern.
›› Gewährleisten, dass noch mehr Dänen mit Migrationshintergrund eine Beschäftigung 

aufnehmen.
›› Die Ergebnisse von Kindern mit Migrationshintergrund in Schule und Ausbildung verbes­

sern.
›› Staatsbürgerschaft, Chancengleichheit und Gleichstellung der Geschlechter fördern und 

soziale Kontrolle und konkurrierende Rechtsauffassungen bekämpfen.
›› Die Entwicklung in problematischen Wohngebieten umkehren.
›› Vorsorge treffen, dass Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund nicht margina­

lisiert werden und in die Kriminalität abzurutschen drohen.

Das Ausländer- und Integrationsministerium sorgt laufend für die Weiterverfolgung der inte­
grationspolitischen Zielsetzungen – durch Veröffentlichung von Statistiken in diesem Bereich. 
Unter „integrationsbarometer.dk“ lässt sich die Entwicklung der Integration verfolgen – sowohl 
in Dänemark insgesamt als auch in den einzelnen Kommunen.12 Das Integrationsbarometer 
zeigt die Entwicklung entlang von neun Zielbereichen: Arbeit, Ausbildung, Dänischkenntnisse, 
Staatsbürgerschaft, Gleichbehandlung, Selbstbestimmung, Versorgung, problematische Wohn­
gebiete und Kriminalität. Zudem besteht das Integrationsbarometer aus örtlichen Integrations­
barometern für jede Kommune in Dänemark, die die Entwicklung in Bezug auf die Zielsetzun­
gen darstellen, für die Zahlen auf kommunaler Ebene vorhanden sind.13

6. Integrationspolitische Instrumente

Wenn ein Ausländer nach Dänemark kommt, ist es die staatliche Behörde Ausländerverwaltung 
(Udlændingestyrelsen), die sich der Frage nach dem Anspruch des Betreffenden auf einen Auf­
enthalt in Dänemark widmet und entsprechende Entscheidungen trifft – beispielsweise in Bezug 
auf Asyl und/oder Familienzusammenführung. Erhält ein Asylsuchender eine Aufenthaltser­
laubnis für Dänemark, beschließt die Ausländerverwaltung, unter Zugrundelegung festgelegter 
Kriterien und Quoten für die Verteilung von Flüchtlingen, in welcher Kommune der Betreffende 
unterzubringen ist. Danach obliegt es der Kommune, sowohl für die Unterbringung in einer 
Unterkunft zu sorgen als auch gleichzeitig die Verantwortung für die Erstellung eines Integrati­
onsprogramms (Einführungsprogramm) für den betreffenden Ausländer zu übernehmen.

Der konkrete Prozess im Zusammenhang mit der Integration ist somit lokal in den Kommu­
nen verankert – sowohl die Maßnahmen gegenüber Neuzuwanderern als auch jenen Auslän­
dern, die bereits viele Jahre in Dänemark leben (Dänen mit Migrationshintergrund).14

Die Maßnahmen gegenüber Ausländern mit einem Aufenthaltsstatus in Dänemark sind 
durch ein besonderes Gesetz zur Integration von Ausländern in Dänemark geregelt 
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(Integrationsgesetz). Dem Gesetz unterliegen Flüchtlinge, nachziehende ausländische Fami­
lienangehörige und Einwanderer. Die für die verschiedenen Personengruppen geltenden 
Regelungen sind unterschiedlich, und es ist die Ausländerverwaltung, die die Entscheidung 
trifft, inwieweit ein Ausländer diesem Gesetz unterliegt.

Die Kommune übernimmt danach die Integrationsmaßnahmen in Form eines Integrationspro­
gramms (für Flüchtlinge und nachziehende Familienangehörige) oder eines Eingliederungspro­
zesses (für Einwanderer) für die Dauer von bis zu fünf beziehungsweise drei Jahren. Flüchtlinge 
und nachziehende ausländische Familienangehörige müssen einen Integrationsvertrag sowie 
eine Erklärung zur aktiven Bürgerschaft in der dänischen Gesellschaft unterschreiben. Eine 
erfolgreich abgeschlossene Integrationsmaßnahme ist relevant, um als Ausländer die Mög­
lichkeit auf den Erwerb einer unbefristeten (dauerhaften) Aufenthaltserlaubnis zu bekommen. 
Diese ist ferner Voraussetzung um langfristig die dänische Staatsangehörigkeit erlangen zu 
können.

In Zusammenhang mit den Integrationsmaßnahmen besteht die Möglichkeit des Bezugs 
einer finanziellen Integrationsleistung. Diese Leistung ist niedriger bemessen als normaler­
weise bei Erwerbslosigkeit ausgezahlte Versorgungsleistungen. Voraussetzung für den Erhalt 
der Zahlungen ist, dass man neun der letzten zehn Jahre in Dänemark gelebt und in einem 
bestimmten Umfang einer Beschäftigung nachgegangen sein muss, ehe höhere Versor­
gungsleistungen in Form von Barleistungen und Ausbildungsleistungen ausgezahlt werden 
können. Für bestimmte Gruppen von Ausländern gelten die Aufenthaltsvoraussetzungen 
nicht – dies betrifft beispielsweise Bürger der Europäischen Union und des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) in dem Umfang, in dem diese nach EU-Recht Anspruch auf Leistun­
gen haben.

Der Zweck der niedrigeren Leistungen ist zweigeteilt. Zum einen dienen sie dazu, den wirt­
schaftlichen Vorteil der Gewährung von Asyl in Dänemark zu reduzieren und das Land für 
potentielle Asylbewerber weniger attraktiv machen. Zum anderen sollen sie für Neuzuwan­
derer einen stärkeren Anreiz schaffen, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen und sich in die 
dänische Gesellschaft zu integrieren. Die Begründung des Gesetzgebers ist, dass ein ver­
hältnismäßig hohes Niveau von Sozialleistungen für Flüchtlinge und Ausländer bereits eine 
Barriere für eine bessere Einbindung in den Arbeitsmarkt und für ein gelingen der Integra­
tion darstellen würde.15

Ziel des Integrationsgesetzes ist, dass Flüchtlinge und Einwanderer leistungsfähige Mit­
glieder der dänischen Gesellschaft werden, die den Dänen gleichgestellt sind. Ein dahinter 
liegender Gedanke ist ferner auch, dass eine effiziente Integration die Wahrscheinlichkeit für 
eine spätere Rückkehr des Ausländers in sein Heimatland erhöhen kann.16

Mit der Migrations- und Flüchtlingskrise in deren Verlauf Rekordzahlen an Flüchtlingen 
2015 nach Europa und Dänemark kamen, wurden verschiedene politische Verträge abge­
schlossen und Gesetzesänderungen verabschiedet. So wurden sowohl konkrete Initiativen 
herausgearbeitet, die gewährleisten sollten, dass noch mehr Flüchtlinge und nachziehende 
ausländische Familienangehörige eine Erwerbstätigkeit aufnehmen und ihren eigenen 
Lebensunterhalt bestreiten können, als auch solche Initiativen, die u. a. dem Zweck dienten, 
für die Kommunen bessere Rahmenbedingungen zu schaffen, um die Integrationsaufgabe 
bewältigen zu können.17

Bei den konkreten Änderungen am Integrationsgesetz ging es u. a. um eine umfassende 
Neuausrichtung der Integrationsmaßnahmen für neu eingetroffene Flüchtlinge und nach­
ziehende Familienangehörige. Unter anderem sollte die Überführung der Flüchtlinge von 
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den Asyleinrichtungen an die Kommunen verbessert werden. Es wurden flexiblere Regeln 
für die Unterbringung der Flüchtlinge in einer Unterkunft sowie Umzugsregeln eingeführt. 
Außerdem wurde eine Ausrichtung des Integrationsprogramms auf den Arbeitsmarkt unter 
vermehrtem Einsatz unternehmensorientierter Angebote vorgenommen. Schließlich wurde 
die Finanzierung der Integrationsmaßnahmen auf die Kommunen ausgerichtet, die die meis­
ten neuen Flüchtlinge aufnahmen. Kommunen und Unternehmen, die die besten Ergebnisse 
bei der Aufnahme von Flüchtlingen in Arbeitsprozesse erzielen konnten, sollten mit Erfolgs­
prämien und Bonuszahlungen belohnt werden.

2016 wurden ferner eine Obergrenze für die Gesamthilfe sowie verschärfte Leistungsvor­
aussetzungen für Personen eingeführt, die innerhalb von drei Jahren bereits insgesamt ein 
Jahr oder länger Leistungen erhalten hatten. Wenn ein solcher Leistungsempfänger nicht 
nachweisen kann, dass er innerhalb der letzten zwölf Kalendermonate mindestens 225 Stun­
den einer regulären und nicht-subventionierten Erwerbstätigkeit nachgegangen ist, werden 
die Leistungen gekürzt. Die Absicht des Gesetzgebers bestand darin, den Anreiz dafür zu 
erhöhen, alle Arten von Tätigkeiten anzunehmen, auch kurzzeitige und Teilzeitjobs.18

6.1 Integration über den Arbeitsmarkt
Es besteht eine zunehmende Tendenz, den Arbeitsmarkt als entscheidenden Faktor für die 
Integration von Flüchtlingen und nicht-westlichen Einwanderern in Dänemark zu betrachten. 
Dabei darf die Aneignung der dänischen Sprache nicht unterschätzt werden. 

Für Flüchtlinge und nachziehende ausländische Familienangehörige, die eine Integrationsleis­
tung erhalten, umfasst das Integrationsprogramm einen Dänischkurs und beschäftigungs­
orientierte Angebote. Ausländer, denen ein Integrationsprogramm angeboten wird, sind zur 
aktiven Teilnahme an den einzelnen Bestandteilen des Programms verpflichtet. Umfang und 
Inhalt der einzelnen Elemente des Integrationsprogramms werden in einem „Integrationsver­
trag“ (Integrationskontrakten) festgelegt. Der Integrationsvertrag wird zwischen dem betref­
fenden Ausländer und der Kommune auf Grundlage einer Gesamtbewertung der Situation 
und der Bedürfnisse des betreffenden Ausländers abgeschlossen. Ziel dabei ist, dass jeder 
Ausländer so schnell wie möglich und bestenfalls innerhalb eines Jahres eine reguläre Beschäf­
tigung aufnimmt. In die Bewertung müssen unter anderem die individuellen Fertigkeiten 
und Voraussetzungen des Ausländers sowie der Bedarf des Arbeitsmarktes einfließen. Sollte 
die Aufnahme einer regulären Beschäftigung nicht unmittelbar als realistisches Ziel in Frage 
kommen, wird der Inhalt des Vertrages so angepasst, dass der Betreffende seine Fähigkeiten 
verbessern und er später in den Arbeitsmarkt eingegliedert werden kann. Die Kommune ist 
verpflichtet, den Integrationsvertrag mit einem Ausländer nachzuverfolgen, bis der betref­
fende Ausländer die festgesetzten bzw. im Vertrag vereinbarten Ziele erfüllt hat.

Was das Verständnis für gesellschaftliche Verhältnisse in Dänemark und dänische Kultur und 
Geschichte anbelangt (u. a. dänische Demokratie, Staatsbürgerschaft, dänisches Arbeits­
marktmodell, Grundprinzipien der Wohlfahrtsgesellschaft und dänisches Ausbildungssys­
tem), so wird dies als Bestandteil im allgemeinen Dänischkurs behandelt. In einem „Einbür­
gerungstest“ wird der Integrationsgrad eines Ausländers durch Abfrage seiner Kenntnisse 
der gesellschaftlichen Verhältnisse im Land, beispielsweise durch Fragen zum Alltagsleben 
und zu dänischer Kultur und Geschichte geprüft.

6.2 Finanzierung der Integration
Die Kosten für die Integration und die Grundversorgung der Ausländer werden von der für 
die Integrationsmaßnahmen zuständigen Kommune getragen. Der Staat gewährt jedoch 
eine Erstattung eines Teils der Kosten sowie besondere Zuschüsse. Die Integrationsleistung 
für die Versorgung wird vom Staat somit teilweise bezahlt: 80 Prozent der Leistungen wer­
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den in den ersten vier Wochen, 40 Prozent von der 5. bis zur 26. Woche, 30 Prozent von der 
27. bis zur 52. Woche, und 20 Prozent ab der 53. Woche erstattet.19 Somit wird ein finanziel­
ler Anreiz für die jeweilige Kommune geschaffen, Einwanderer schnellstmöglich von Leistun­
gen unabhängig zu machen.

Darüber hinaus erstattet der Staat den Kommunen 50 Prozent ihrer Kosten für die 
Teilnahme von Ausländern am Integrationsprogramm.20 Der Staat gewährt ferner in den 
ersten drei Jahren des Integrationszeitraums einen monatlichen Basiszuschuss in Höhe 
von 2.640 DKK (ca. 350 Euro, 2018) für jeden Ausländer, der am Integrationsprogramm 
teilnimmt. Dieser Basiszuschuss wird zur Deckung von erhöhten Sozialausgaben und 
allgemeinen Kosten infolge der Unterbringung von Flüchtlingen und des Integrationspro­
gramms für Flüchtlinge und nachziehende ausländische Familienangehörige geleistet.

Der Staat gewährt der Kommune eine Erfolgsprämie für jeden am Integrationsprogramm 
teilnehmenden Ausländer, der ein Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhältnis antritt und 
damit unabhängig von staatlichen Leistungen wird, sowie für Ausländer, die die Dänischprü­
fung bestehen. Dieser Zuschuss beläuft sich auf 78.030 DKK (ca. 10.500 Euro, 2018), sofern der 
betreffende Ausländer innerhalb der ersten drei Jahre des Integrationszeitraums ein reguläres 
Beschäftigungsverhältnis antritt und diese Beschäftigung über einen zusammenhängenden 
Zeitraum von mindestens sechs Monaten fortführt, und 52.020 DKK (ca. 6.700 Euro, 2018), 
sofern dies innerhalb des vierten oder fünften Jahres des Integrationszeitraums erfolgt. Ent­
sprechend gewährt der Staat einen Zuschuss in Höhe von 78.030 DKK, sofern der betreffende 
Ausländer innerhalb der ersten drei Jahre des Integrationszeitraums ein Studium oder eine 
berufsqualifizierende Ausbildung aufnimmt und diese Ausbildung über einen zusammenhän­
genden Zeitraum von mindestens sechs Monaten fortführt, und in Höhe von 52.020 DKK, sofern 
dies innerhalb des vierten oder fünften Jahres des Integrationszeitraums erfolgt. Während der 
Studienzeit muss ein Ausländer eine Ausbildungsförderung oder eine ähnliche Leistung erhal­
ten, die eine Versorgungsgrundlage gewährleistet. Der Staat gewährt auch einen Zuschuss in 
Höhe von 33.293 DKK. (ca. 4.500, Euro, 2018), sofern ein Ausländer sich innerhalb des 
Integrationszeitraums zur Dänischprüfung anmeldet und diese Dänischprüfung spätestens 
beim ersten Prüfungstermin nach Ablauf des Integrationszeitraums auf dem im Integrations­
vertrag vereinbarten Niveau besteht.

Ferner zahlt der Staat einen Bonus an Unternehmen aus, die Flüchtlinge oder nachgezogene 
Familienangehörige einstellen. Voraussetzung ist, dass es sich um eine reguläre Beschäfti­
gung mit einem Umfang von mehr als 19 Stunden pro Woche handelt. Für Ausländer, die 
spätestens ein Jahr nach Erteilung der Aufenthaltserlaubnis eingestellt wurden, werden 
dem Unternehmen 20.000 DKK (ca. 2.700 Euro, 2018) nach einer Beschäftigungsdauer von 
sechs Monaten und weitere 20.000 DKK nach einer Beschäftigungsdauer von 12 Monaten 
ausgezahlt. Für Ausländer, die später als ein Jahr nach Erteilung der Aufenthaltserlaubnis, 
jedoch spätestens zwei Jahre nach diesem Zeitpunkt eingestellt wurden, erhalten Unterneh­
men 15.000 DKK (ca. 2.000 Euro) nach einer Beschäftigungsdauer von sechs Monaten und 
weitere 15.000 DKK nach einer Beschäftigungsdauer von zwölf Monaten ausgezahlt.
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7. Erwerb der dänischen Staatsangehörigkeit (Einbürgerung)

Der Erwerb der dänischen Staatsangehörigkeit ist u. a. eine Voraussetzung für die Ausstel­
lung eines dänischen Passes und für das Recht, bei nationalen Wahlen abzustimmen oder 
sich aufstellen zu lassen. Die Staatsangehörigkeit kann somit als Voraussetzung für die 
vollständige demokratische Integration betrachtet werden.21 Ausländischen Staatsangehöri­
gen kann die dänische Staatsangehörigkeit nur per Gesetz zuerkannt werden, d. h. nur das 
dänische Parlament, das Folketinget, kann einem Ausländer die dänische Staatsangehörig­
keit zuerkennen. Dies gilt als Erwerb der Staatsangehörigkeit „durch Einbürgerung“.22

7.1 Bedingungen für die Staatsangehörigkeit
Um als Ausländer die dänische Staatsangehörigkeit erhalten zu können, muss man eine 
Reihe von Bedingungen erfüllen. Die Staatsangehörigkeitsregeln in Dänemark gehören zu 
den restriktivsten in ganz Europa – unter anderem mit Anforderungen in Bezug auf Aufent­
halt, Sprach- und Landeskenntnisse, die Fähigkeit für den eigenen Lebensunterhalt aufzu­
kommen sowie Unbescholtenheit.23

Laut Ausländer- und Integrationsministerium müssen somit folgende Bedingungen erfüllt sein:24

›› Eine Erklärung über Treue und Loyalität gegenüber Dänemark und der dänischen Gesell­
schaft ist abzugeben. Außerdem muss eine Erklärung abgegeben werden, dass die dänische 
Gesetzgebung, darunter die Verfassung, eingehalten und grundlegende dänische Werte und 
Rechtsgrundsätze, unter anderem die dänische Demokratie, respektiert werden.

›› Eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis muss erworben worden sein, der Antragsteller 
muss seinen Wohnsitz in Dänemark haben.

›› In der Regel ist es eine Bedingung für den Erwerb der dänischen Staatsangehörigkeit, 
dass sich ein Antragsteller neun Jahre lang ununterbrochen in Dänemark aufgehalten 
hat. Für bestimmte Gruppen von Antragstellern gelten jedoch besondere Bedingungen 
für die Länge des Aufenthaltszeitraums, beispielsweise für Flüchtlinge (acht Jahre).

›› Bestimmte Arten von Straftaten dürfen nicht begangen worden sein. Wird ein Antrag­
steller eines Gesetzesverstoßes beschuldigt, kann so lange keine Staatsangehörigkeit 
erworben werden, wie die Beschuldigung aufrechterhalten wird.

›› Es dürfen keine fälligen Verbindlichkeiten gegenüber der öffentlichen Hand bestehen.
›› Der eigene Lebensunterhalt muss bestritten werden können. Das heißt, dass innerhalb 

der letzten zwei Jahre keine Versorgungsleistungen gemäß bestimmten Vorschriften 
der Sozialgesetzgebung und in den letzten fünf Jahren keine Leistungen während eines 
Zeitraums von insgesamt mehr als vier Monaten bezogen werden dürfen (u. a. Barleis­
tungen, Ausbildungsleistungen, Rehabilitationsleistungen, Weiterbildungsleistungen, 
Überbrückungsleistungen und Integrationsleistungen.)

›› Dänischkenntnisse müssen durch eine besondere bestandene Dänischprüfung nachge­
wiesen werden können.

›› Kenntnisse der gesellschaftlichen Verhältnisse in Dänemark und der dänischen Kultur und 
Geschichte müssen nachgewiesen werden, z. B. durch Bestehen eines Einbürgerungstests.

›› Schließlich ist die Teilnahme an einer Zeremonie der Wohnsitzkommune Voraussetzung, 
wo der Antragsteller den dänischen Werten seinen Respekt erweisen und respektvoll 
gegenüber Behördenvertretern auftreten muss. 

Es gibt bestimmte Ausnahmen von den angeführten Bedingungen. So gelten zum Beispiel 
besondere Regeln für Kinder und Staatenlose, die in Dänemark geboren wurden. Gleiches gilt für 
ehemalige dänische Staatsangehörige sowie für skandinavische Staatsangehörige. 2015 kamen 
weitere neue Regeln hinzu, die es ermöglichen, die dänische Staatsangehörigkeit zu erwerben, 
ohne auf eine zweite Staatsangehörigkeit verzichten zu müssen (doppelte Staatsangehörigkeit).
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7.2 Bearbeitung von Verfahren zur Staatsangehörigkeit
Wird ein Antrag (digital) eingereicht, wird er vom Ausländer- und Integrationsministerium 
bearbeitet. Sollte das Ministerium zu der Bewertung kommen, dass die Bedingungen für 
den Erwerb der Staatsangehörigkeit erfüllt sind, wird der Antragsteller in einen Gesetze­
sentwurf zur Verleihung der Staatsbürgerschaft aufgenommen, der später vom Folketinget 
verabschiedet werden muss. In einigen Fällen legt das Ministerium den Antrag dem Einbür­
gerungsausschuss im Folketinget zur Bewertung vor, um zu beurteilen, ob Ausnahmegeneh­
migungen für die eine oder Andere Bedingung erteilt werden kann. Der Einbürgerungsaus­
schuss, nicht das Ministerium beschließt, ob eine Ausnahmegenehmigung erteilt wird. Die 
durchschnittliche Dauer der Bearbeitung von Anträgen auf Erwerb der Staatsangehörigkeit 
durch Einbürgerung betrug im Jahr 2018 ca. 19 Monate.

8. Perspektiven der Integrationspolitik – Parallelgesellschaften

In den vergangenen Jahren lag das Augenmerk stark auf der Bedeutung von Parallelgesell­
schaften – insbesondere bei Personen mit nicht-westlichem Hintergrund, die nicht in das 
gesellschaftliche Umfeld eingebunden sind. Dabei bestand insbesondere die politische 
Absicht, die Bildung derartiger Parallelgesellschaften – geprägt von fehlender Ausbildung, 
fehlender Einbindung in den Arbeitsmarkt und unzureichenden Dänischkenntnissen – zu 
vermeiden. Jeder dritte Bürger in Dänemark mit nicht-westlichem Hintergrund lebt in 
Gebieten des sozialen Wohnungsbaus, in dem mindestens 25 Prozent der Bewohner einen 
nicht-westlichen Hintergrund haben.25

Jedes Jahr wird eine Liste über Brennpunktbezirke veröffentlicht. Die Liste umfasst Gebiete 
des sozialen Wohnungsbaus mit mindestens 1.000 Bewohnern, die mindestens drei der 
folgenden fünf Kriterien erfüllen:

›› Der Anteil an 18–64-Jährigen ohne Einbindung in den Arbeitsmarkt oder in eine Ausbil­
dung überschreitet 40 Prozent (im Durchschnitt der letzten zwei Jahre).

›› Der Anteil an Einwanderern und deren Nachkommen aus nicht-westlichen Ländern ist 
höher als 50 Prozent.

›› Die Anzahl der wegen eines Verstoßes gegen das dänische Strafgesetzbuch, das däni­
sche Waffengesetz oder das dänische Betäubungsmittelgesetz Verurteilten überschrei­
tet 2,7 Prozent der Bewohner über 18 Jahren (im Durchschnitt der letzten zwei Jahre).

›› Der Anteil an Bewohnern im Alter von 30–59 Jahren, die ausschließlich über eine Grund­
ausbildung verfügen (einschl. nicht angegebener Ausbildungen), liegt höher als 50 Pro­
zent sämtlicher Bewohner derselben Altersgruppe.

›› Das durchschnittliche Bruttoeinkommen der Steuerpflichtigen in der Altersklasse 
15–64 Jahren in dem Gebiet (Auszubildende ausgenommen) ist geringer als 55 Prozent 
des durchschnittlichen Bruttoeinkommens derselben Gruppe in der Region.

Die dänische Regierung legte 2018 einen sogenannten Plan für Brennpunktbezirke vor, 
mit dem Ziel: „Ein geeintes Dänemark ohne Parallelgesellschaften – keine Brennpunkt
bezirke im Jahr 2030“.26 Die Strategie enthält 22 auf verschiedene Themenbereiche 
verteilte Initiativen. Ein wesentliches Element ist der Abriss und die Umwandlung von 
problematischen Wohngebieten. Dies ist als Fortführung der bereits stattfindenden Maß­
nahmen zur physischen Veränderung und allmählichen Auflösung von Problemvierteln 
zu sehen. So sieht eine künftige Wohnungsbauvereinbarung 12 Mrd. DKK (ca. 1,6 Mrd. 
Euro) für den Abriss und die Umwandlung von problematischen Wohngebieten in den 
Jahren 2019–2026 vor.
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Zweitens wird eine ausgeglichenere Zusammensetzung der Bewohner in problematischen 
Wohngebieten angestrebt. Somit erwächst aus der Strategie der Bedarf nach einer klareren 
Steuerung derer, die in den problematischen Wohngebieten wohnen dürfen. Dies soll durch 
eine straffere Gesetzgebung für diese Gebiete erfolgen, beispielsweise durch Mietvorschrif­
ten, neue Zuständigkeiten für Kommunen mit Problembezirken oder geringere Leistungen 
für Zuzügler in Brennpunktbezirken u. a.

Ein dritter Bereich der Strategie betrifft die Stärkung polizeilicher Maßnahmen und höhere 
Strafen für Kriminalität in bestimmten Wohngebieten. Ziel ist es, mehr Sicherheit für die 
Bewohner zu schaffen und neue Bewohner anzuziehen. Diese Form von „Ungleichbehand­
lung“ ist in der öffentlichen Debatte jedoch auf Kritik gestoßen.

Als vierter Schwerpunkt fließen die Dänischkenntnisse von Kindern und Jugendlichen ein. 
Mehrere Untersuchungen haben gezeigt, dass in Parallelgesellschaften aufgewachsene Kin­
der über wesentlich schlechtere Dänischkenntnisse als Gleichaltrige verfügen. Dänischkennt­
nisse sind aber für ihre künftigen Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten wichtig. Somit wird 
die Förderung früh einsetzender Maßnahmen angestrebt, um gute Dänischkenntnisse zu 
gewährleisten, z. B. durch den verpflichtenden Besuch einer vorschulischen Kinderbetreu­
ungseinrichtung, durch Sprachprüfungen im ersten Schuljahr und durch die Möglichkeit für 
die Kommunen, Eltern finanziell zu sanktionieren, wenn sie ihrer Verantwortung im Hinblick 
auf die Bildung ihrer Kinder nicht nachkommen.

Schließlich wird der sozialen Kontrolle in Problembezirken gegenüber Frauen und Kindern 
Aufmerksamkeit geschenkt. Untersuchungen zeigen, dass die soziale Kontrolle unter Per­
sonen mit nicht-westlichem Hintergrund verbreiteter ist als unter Personen mit dänischem 
Hintergrund. Mehr als neunzig Prozent der dänischen Frauen sind der Meinung, dieselben 
Freiheiten zu haben wie dänische Männer. Dies gilt nur für wenig mehr als die Hälfte der 
Frauen mit nicht-westlichem Hintergrund. Etwa jede fünfte junge Frau mit nicht-westlichem 
Hintergrund fühlt sich in Bezug auf die Wahl des Ehepartners oder Freundes durch die 
Familie eingeschränkt.27

Auch die mangelnde Teilhabe von Migrantinnen auf dem Arbeitsmarkt wurde als Problem 
für die Integration hervorgehoben. Die Beschäftigungsquote unter 25–64-jährigen Migran­
tinnen nicht-westlicher Herkunft lag 2016 bei 47 Prozent (unter entsprechenden Männern 
bei 58 Prozent). Wenn man sich den Unterschied zwischen der Beschäftigungsquote der 
Frauen aus dieser Gruppe und der Gruppe dänischer Frauen anschaut, lag er im Jahr 2016 
bei 30 Prozentpunkten. Am deutlichsten war der Unterschied bei den 50-59-Jährigen, wo der 
Unterschied bei 39 Prozentpunkten lag. Der entsprechende Unterschied zwischen dänischen 
Männern und eingewanderten Männern lag bei 34 Prozentpunkten.28

Betrachtet man allerdings die Ausbildungsquote unter sehr jungen Migrantinnen und weib­
lichen Nachkommen, sieht das Bild etwas anders aus. Hier befinden sich mehr Frauen in der 
Ausbildung als bei der entsprechenden Gruppe der jüngeren Männer. Beispielsweise stehen 
69,5 Prozent der weiblichen Nachkommen (16–19-Jährige) mit nicht-westlicher Herkunft unmit­
telbar vor dem Ausbildungsbeginn. Das ist sogar etwas mehr als der entsprechende Anteil von 
Frauen dänischer Herkunft (65,4 Prozent).29 Der Unterschied zwischen der Ausbildungsquote 
bei Männern und Frauen ist jedoch größer bei den 20–25-jährigen Einwanderern. Insbeson­
dere bei den Nachkommen nicht-westlicher Herkunft besteht ein großer Unterschied zwischen 
den Geschlechtern. So sind 50 Prozent der Frauen im Vergleich zu 34 Prozent der Männer an 
Kursen der höheren Bildung eingeschrieben. Allgemein nehmen in Dänemark mehr Frauen als 
Männer an Kursen der höheren Bildung teil, was – wenn auch mit einem weniger ausgeprägten 
Unterschied – auch für Jugendliche mit dänischem Hintergrund gilt.30
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9. Fazit

Der Umfang der Einwanderung nach Dänemark sowie die Integration von Einwanderern und 
deren Nachkommen haben viele Jahre lang eine sehr zentrale Stellung in der politischen und 
öffentlichen Debatte gehabt. So hat die Ausländerpolitik bei der letzten Wahl zum Folketing 
sehr viel Raum eingenommen, und die gegenwärtige Regierung hat sich „eine straffe, konse­
quente und realistische Ausländerpolitik“ zum Ziel gesetzt. Es geht dabei darum, die Einwan­
derung von Asylsuchenden und nachziehenden Familienangehörigen u. a. zu begrenzen und 
höhere Anforderungen an die Fähigkeit und den Willen von Flüchtlingen und Einwanderern 
zur Integration in die dänische Gesellschaft zu stellen.

Die Debatte, die in Dänemark bislang in Bezug auf die Integration von Einwanderern und 
deren Nachkommen stattgefunden hat, ist nicht einzigartig. Sie spiegelt eine allgemeinere 
Debatte wider, wie sie in westlichen Ländern allgemein geführt wird, wobei das Augenmerk 
bislang insbesondere darauf lag, in einer Gesellschaft, die durch eine kulturell und ethnisch 
eher gemischte Zusammensetzung der Bevölkerung gekennzeichnet ist, Zusammenhalt 
zu schaffen.31 Der eigentliche Umgang mit Integrationsmaßnahmen und die spezifischen 
integrationspolitischen Werkzeuge können in den europäischen Ländern allerdings sehr 
unterschiedlich aussehen.

In Dänemark besteht auf der einen Seite die politische Absicht, Ausländern – gleichgestellt 
mit anderen Bürgern der Gesellschaft – die Möglichkeit zur Teilnahme am politischen, wirt­
schaftlichen, beruflichen, sozialen, religiösen und kulturellen Leben zu gewährleisten. Gleich­
zeitig wird Ausländern die klare Forderung gestellt, ihre Fähigkeiten und Ressourcen darauf 
auszurichten, berufstätige und leistungsfähige Bürger zu werden, die den anderen Bürgern 
der Gesellschaft in Allem gleichgestellt sind. Entscheidend für eine „gelungene“ Integration 
ist dabei, inwieweit ein Ausländer durch Beschäftigung schnell für seinen eigenen Lebensun­
terhalt aufkommen kann.

Insbesondere dem Zusammenhalt der dänischen Gesellschaft wurde in den vergangenen 
Jahren politische Aufmerksamkeit geschenkt. Er gilt als gefährdet, wenn es in Dänemark Per­
sonen gibt, die isoliert von ihrem gesellschaftlichen Umfeld in Parallelgesellschaften leben 
und ihren eigenen Normen und Regeln folgen. Die gegenwärtige Integrationsdebatte und 
die aktuellen Gesetzgebungsinitiativen verfolgen daher den wesentlichen Kurs, Parallelge­
sellschaften in Dänemark zu vermeiden und existierende allmählich aufzulösen.

  

Dem Zusammen­
halt der dänischen 

Gesellschaft ist in den 
letzten Jahren neue 

Aufmerksamkeit 
zugekommen.

Die Regierung ver­
spricht eine „straffe, 

konsequente und 
realistische Auslän­

derpolitik“.
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